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Die Corona-Pandemie wird die ostdeutsche Wirtschaft vorraussichtlich in eine tiefe Rezession führen. Es ist damit zu rechnen, 
dass viele Unternehmen dies nicht überleben werden. Umso wichtiger ist es, sich jetzt Gedanken über die Stärkung der ostdeut-
schen Wirtschaft nach Überwindung der aktuellen Krise zu machen.
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Wie Magneten ziehen Deutschlands Städte seit 150 Jahren neue Einwohner an. Unsere Ergebnisse zeigen einen sehr langfristi-
gen Trend zugunsten urbaner Räume – in Ost wie West. Der Anteil der Bevölkerung, die auf dem Land lebt, hat mittlerweile 
sowohl in schrumpfenden Regionen als auch in Wachstumsregionen den niedrigsten Stand seit 1871 erreicht. Während der 
gesamten Nachkriegszeit hat sich Deutschlands Bevölkerung noch nie so stark auf einzelne Städte konzentriert wie heute.
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Bisherige Studien zu Elternzeitreformen kommen zu unterschiedlichen Ergebnissen, inwieweit diese die kindliche Entwicklung 
beeinflussen. Unsere Studie basiert auf einer Elternzeitreform aus dem Jahr 1986 in der damaligen DDR, in der es keine Selek-
tion von Frauen in den Arbeitsmarkt oder ein unzureichendes bzw. heterogenes Kinderbetreuungsangebot gab. So umgehen 
wir methodologische Probleme, mit denen sich andere Studien zu Elternzeitreformen konfrontiert sehen. Wir finden signifi-
kante und robuste positive Auswirkungen auf die Lebenszufriedenheit der heute erwachsenen Kinder. 
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Seit der sogenannten Flüchtlingskrise ist die Integration der Geflüchteten Teil der politischen und öffentlichen Debatte. Eine 
wichtige Frage lautet, wie ein schneller und nachhaltiger Eintritt in den Arbeitsmarkt gefördert werden kann. Ein wichtiger In-
tegrationsfaktor sind Sprachkenntnisse. In diesem Beitrag zeige ich für Geflüchtete in Deutschland, dass die Wahrscheinlichkeit 
auf dem Arbeitsmarkt aktiv zu sein steigt, je besser ihre Deutschkenntnisse sind.
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Daniel Stöhlker

Wie gut ist die Qualität lokaler öffentlicher Güter? Spielt die Qualität, wie beispielsweise die Sauberkeit öffentlicher Parks, bei 
lokalen Wahlentscheidungen eine Rolle? Die Frage ist nicht leicht zu beantworten, insbesondere mangels Verfügbarkeit ent-
sprechender Qualitätsindikatoren auf lokaler Ebene. Informationen von Online-Beschwerdeportalen können hier neue Ansätze 
und Perspektiven liefern. In diesem Projekt werden Einträge des Portals FixMyStreet.com aus Großbritannien ausgewertet, um 
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andauert. Eine rasche, vollständige Rückkehr zum Niveau der 
Zeit vor der Krise ist daher eher unwahrscheinlich. Nachfra-
geseitig kommt hinzu, dass bei krisenbedingt geringer Kapa-
zitätsauslastung auch Investitionen für längere Zeit zurückge-
stellt werden könnten, so dass auch die konjunkturelle 
Dynamik des nachfolgenden Aufschwungs gedämpft werden 
könnte. Ein U-förmiger Verlauf der weiteren Wirtschaftsent-
wicklung erscheint daher wahrscheinlicher als ein V-förmiger 
Verlauf, wie er vielen aktuellen Konjunkturprognosen als 
Annahme zugrunde gelegt ist.

Für Ostdeutschland kommen weitere Risiken hinzu. So ist 
die Widerstandskraft der zumeist kleinen Unternehmen gerin-
ger als anderswo, weil die Eigenkapitaldecke in vielen Fällen 
dünn ist und weil auch Sicherheiten für Kredite oftmals nicht 
erbracht werden können. Hinzu kommt, dass viele Unterneh-
menseigner in einem Alter sind, in dem ihre Risikobereitschaft 
gering ausgeprägt ist. Liquiditätshilfen in Form von Darlehen 
könnten daher schon deswegen ins Leere laufen, weil Unter-
nehmen fürchten, für lange Zeit mit den notwendigen Zins- 
und Tilgungsleistungen belastet zu sein. Manch einer wird 
sich deswegen gar überlegen, ob er nicht früher als geplant in 
die Rente wechselt. Die Corona-Krise könnte deswegen zu 
einer Ausdünnung der ostdeutschen Unternehmensland-
schaft führen, die den weiteren Aufholprozess zum Westen hin 
erschwert.

Schließlich: Zu bedenken ist auch, dass der Staat ver-
sucht sein könnte, die jetzt aufgenommenen Schulden durch 
Ausgabenkürzungen in den Folgejahren wieder zurückzufüh-
ren. Hiervon könnten insbesondere die Investitionen als die 
am ehesten disponible Ausgabenkategorie betroffen sein.  
Das aber würde im Zweifel zu Lasten der Standortqualität und 
damit der zukünftigen Wachstumschancen gehen. Wichtiger 
scheint es deshalb, primär solche Ausgaben auf den Prüfstand 
zu stellen, die zwar der Politik ein gutes Gefühl verleihen, aber 
für die langfristige Entwicklung der Wirtschaft weniger 
bedeutsam sind.

Aus alledem folgt, dass man – ungeachtet der jetzt medi-
zinisch notwendigen Schritte zur Eindämmung der Pande-
mie – die ökonomischen Folgen nicht außer Acht lassen darf. 
Insbesondere sollte man die Zeit jetzt dazu nutzen, sich über 
eine langfristige Strategie zur Sicherung der Wettbewerbs
fähigkeit der ostdeutschen Wirtschaft klar zu werden. Denn 
nur so wird es gelingen, den bisherigen Wachstumspfad auch 
in Zukunft fortzusetzen.

Die Corona-Pandemie stellt die wohl größte Herausforderung 
für die ostdeutsche Wirtschaft seit der Wiedervereinigung dar. 
Aktuell (Stand 1. April 2020) ist nicht absehbar, wie stark der 
wirtschaftliche Einbruch sein wird, aber viel spricht dafür, 
dass dieser tiefer sein wird als in der Rezession von 2008/2009. 
Die negativen wirtschaftlichen Effekte werden dabei umso 
gravierender sein, je länger der Shutdown des öffentlichen 
Lebens anhält. Und selbst wenn Geschäfte und Restaurants 
wieder geöffnet werden und die Menschen ihre Arbeit wieder 
aufnehmen können, ist nicht gesagt, dass die Folgen damit 
auch schnell behoben werden können.

Aus wirtschaftlicher Sicht stellt die Corona-Krise das Zu-
sammentreffen eines angebotsseitigen mit einem nachfrage
seitigen Schock dar. Angebotsseitig brechen Lieferketten 
zusammen, weil Zulieferer ihre Produktion drosseln oder gar 
ganz einstellen müssen, weil die (grenzüberschreitende) 
Logistik behindert wird, und weil Arbeitnehmer krankheits
bedingt oder wegen geltender Quarantänevorschriften als 
Arbeitskraft ausfallen. Gleichzeitig fällt Nachfrage weg, z. B. 
weil Arbeitnehmer auf Kurzarbeit gesetzt werden und damit 
Einkommenseinbußen erleiden oder weil Konsumenten ange-
sichts unsicherer Zukunftsperspektiven auf Käufe verzichten. 
Die gängigen Maßnahmen der Wirtschaftsförderung bzw. der 
Konjunkturstabilisierung sind für eine solche Situation nicht 
gemacht und ungeeignet. Der Staat kann lediglich die unmit-
telbaren Auswirkungen der Pandemie auf das Wirtschafts
leben abzufedern versuchen, indem er Liquiditätshilfen an 
betroffene Unternehmen gewährt. Genau das wurde ja auch 
getan. Es ist gut, dass in dieser Ausnahmesituation nicht die 
Sorge um die steigende Staatsverschuldung dominierte.

Niemand kann heute vorhersagen, wie lange die ein-
schneidenden Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie 
noch aufrechterhalten werden müssen; sicher ist aber, dass 
das Wirtschaftsleben irgendwann wieder in Fahrt kommen 
muss. Zu erwarten ist, dass rein angebotsseitig bedingte 
Einbrüche, vor allem in der Industrie, recht schnell wieder auf-
geholt werden können. Denn wer heute Bedarf für eine 
Maschine hat, diese aber gegenwärtig nicht kaufen kann, holt 
dies wahrscheinlich später nach. Anders ist es hingegen bei 
Nachfrageschocks in zahlreichen konsumnahen Dienstleis-
tungsbranchen: Wer heute keinen Urlaub machen darf, wird 
deswegen im späteren Verlauf des Jahres nicht zweimal ver-
reisen, und wer heute einen Restaurantbesuch ausfallen las-
sen muss, wird deswegen in Zukunft auch nicht zweimal essen 
gehen. Hier kommt es also zu dauerhaften Produktions- und 
Umsatzeinbußen, die sich wiederum auch auf die Beschäfti-
gung negativ auswirken dürften. Es ist damit zu rechnen, dass 
viele Unternehmen dies nicht überleben werden. Die Liquidi-
tätshilfen, die bislang von Bund und Ländern beschlossen 
wurden, werden nicht ausreichen, wenn die Krise noch lange 
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Brandenburg (zusammengerechnet), Hessen und Sachsen. 
Alle drei Länder besitzen große urbane Zentren wie Berlin, 
Frankfurt am Main bzw. Dresden und Leipzig, haben aber zu-
gleich auch stark ländlich geprägte Regionen. Die Einwohner-
zahl in allen drei Ländern hat sich bis zum Zweiten Weltkrieg 
jeweils in etwa verdoppelt und damit sehr ähnlich entwickelt. 
Nach dem Krieg hätte der Trend in den Einwohnerzahlen der 
drei Länder jedoch unterschiedlicher nicht sein können (vgl. 
Abb. 1 sowie Rösel 2019): Hessen hat seit dem Krieg rund zwei 
Millionen Einwohner gewonnen, Sachsen hat seit 1945 rund 
zwei Millionen Einwohner verloren und die Einwohnerzahl von 
Berlin und Brandenburg hat sich seit 1945 so gut wie nicht 
verändert. Wir beobachten die gesamten Einwohnerzahlen 
der drei Bundesländer, aber auch die Bevölkerung auf Ebene 
der 418 (Berlin/Brandenburg), 427 (Hessen) bzw. 421 (Sachsen) 
Gemeinden zum Stand 31. Dezember 2018.

VORGEHEN

Wir berechnen zwei Maße, die uns Auskunft über die Urbani-
sierung der drei Bundesländer geben. Erstens berechnen wir 
den Anteil der Bevölkerung jedes Bundeslandes, der in den 
urbanen Teilen des Landes wohnt. Als urban klassifizieren wir 
solche Gemeinden, die von der europäischen Statisikbehörde 
Eurostat zum 31. Dezember 2017 die „Degree of Urbanisation“- 
Einstufung (DEGRUBA) von 1 oder 2 erhalten hatten. Diese 
Klassifikation behalten wir für alle Beobachtungsjahre bei.3 
Anschließend zählen wir, wie viele Einwohner des jeweiligen 
Bundeslandes in urban klassifizierten Gemeinden leben und 
teilen den Wert durch die Gesamteinwohnerzahl. Der Höchst-
wert dieses Maßes wäre bei einem Wert von 100% erreicht – 
alle Einwohner eines Bundeslandes würden dann in städtisch 
geprägten Regionen wohnen. Bei 0% würde die gesamte 
Bevölkerung in ländlichen Gemeinden wohnen. Zweitens 
interessieren wir uns für die Verteilung der Bevölkerung auf 
die einzelnen Gemeinden innerhalb der jeweiligen Bundeslän-

Verkehrsstaus, Mietexplosion, Warteschlangen auf dem Amt –  
Deutschlands Städte quellen scheinbar über. Insbesondere 
junge Menschen zieht es in die großen urbanen Magneten wie 
Berlin, München oder dem Rhein-Main-Gebiet.1 Gleichzeitig 
erlebt aber auch das Leben auf dem Land eine unerwartete 
Renaissance im gesellschaftlichen Diskurs. In der politischen 
Diskussion um gleichwertige Lebensverhältnisse spielt der 
ländliche Raum nach langer Zeit wieder eine deutlich stärkere 
Rolle. Trotz zunehmender Debatte um räumliche Ungleichhei-
ten ist wenig über langfristige Entwicklungen bekannt: Domi-
niert in Deutschland die Landflucht oder die Landlust? Wie ist 
die aktuelle Entwicklung historisch einzuordnen? War 
Deutschland früher ländlicher oder sogar noch urbaner?

Wir untersuchen mithilfe neuer historischer Daten die 
Urbanisierung in Deutschland in den vergangenen 150 Jahren 
– mit einem eindeutigen Ergebnis: Deutschlands Städte 
werden immer populärer, das Land verliert seine Bindekraft. 
Seit 150 Jahren wächst kontinuierlich der Anteil der Menschen, 
der sich für ein Leben in der Stadt entscheidet. Mittlerweile 
hat der Anteil der Stadtbevölkerung einen neuen historischen 
Rekordstand erreicht. Dieser Trend ist gleichermaßen in Regi-
onen in Ost- und Westdeutschland zu spüren. Einen abneh-
menden Anteil der Landbevölkerung beobachten wir sowohl 
in wachsenden Regionen wie Hessen als auch in stark 
schrumpfenden Regionen wie Sachsen oder in stagnierenden 
Regionen wie der Raum Berlin/Brandenburg. Diese langan-
haltende Entwicklung des ländlichen Raums bedarf künftig 
bundesweit nochmals verstärkter und besonderer Aufmerk-
samkeit.

DATEN

Wir haben aus historischen Volkszählungsstatistiken einen 
neuen Datensatz zusammengestellt, der die Einwohnerzah-
len einzelner deutscher Gemeinden seit 1871 beinhaltet.2 Ein 
solcher Datensatz existierte bisher aufgrund der zahlreichen 
Grenzänderungen der Gemeinden nicht. Aus dem Datensatz 
haben wir drei mittelgroße Bundesländer mit vergleichbarer 
Einwohnerzahl und Siedlungsstruktur ausgewählt, für die wir 
über vollständige Daten für alle Gemeinden verfügen: Berlin/

Felix Rösel und Timo Weishaupt* 
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krieges, als Zerstörung und Hunger die Menschen aufs Land 
trieben, beobachten wir einen kontinuierlichen Anstieg des 
Anteils der Stadtbevölkerung. Zu DDR-Zeiten setzte sich der 
Vorkriegstrend ungebrochen fort. Mit 88% aller Einwohner 
leben heute anteilig so viele Menschen in den größeren 
Städten von Berlin/Brandenburg wie seit 1871 nicht. Ein noch-
mals stärkerer Trend zur Urbanisierung zeigt sich in Hessen 
(mittlere Graphik). 1871 lebten 65% der Hessen in Städten, 
2018 waren es 83%. Der Vorkriegsrekord von 79% wurde dort 
bereits 1956 eingestellt. In der rechten Graphik ist Sachsen 
dargestellt. Sachsen und Hessen folgen bis 1946 einem 
nahezu identischen Urbanisierungstrend. Nach der deut-
schen Teilung verließen aber mehr Menschen die ländlichen 
Gebiete in Sachsen als die großen Städte. In der Folge stieg 
auch in Sachsen der Anteil der Stadtbevölkerung und hat 2018 
mit 78% den historischen Rekord von 1939 eingestellt. Sowohl 
in Wachstums- als auch schrumpfenden Regionen beobach-
ten wir damit den gleichen, kontinuierlichen und sich seit den 
2000er Jahren eher wieder verstärkenden Trend in Richtung 

der. Ein hierfür naheliegendes Maß ist der Gini-Koeffizient. 
Bekannt ist dieser Koeffizient durch die Analyse von Einkom-
mens- und Vermögensungleichheit. Wir messen hingegen, wie 
gleich oder ungleich sich die Bevölkerung der drei Bundesländer 
auf ihre einzelnen Gemeinden und damit im Raum verteilt. 
Der Höchstwert des Gini-Koeffizienten von 1 würde implizie-
ren, dass sämtliche Einwohner eines Bundeslandes in einer 
einzigen Gemeinde wohnen. Bei einem Gini-Koeffizienten von 
0 hätten dagegen alle Gemeinden exakt gleich viele Einwoh-
ner – eine vollständige Gleichverteilung. Wir können dieses 
Maß über die Zeit vergleichen, da sich der Gebietsstand in 
unseren Daten über die Zeit nicht verändert.

ERGEBNISSE

Abbildung 2 zeigt unsere Kernergebnisse. In der linken Graphik 
ist in Grün der Anteil der Bevölkerung von Berlin/Brandenburg 
abgetragen, der in städtisch geprägten Regionen lebt. Mit der 
Ausnahme eines starken Einbruchs zur Zeit des Zweiten Welt-

Abb. 1
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Hinweis: Die Abbildung zeigt die Einwohnerzahl der Bundesländer Berlin und Brandenburg (linke Seite), Hessen (Mitte) und 
Sachsen (rechte Seite) zwischen 1871 und 2018 auf dem heutigen Gebietsstand. In den drei Abbildungen ist jeweils ein Bundes-
land hervorgehoben.
Quelle: Darstellung des ifo Instituts. � © ifo Institut

Abb. 2
Anteil der Stadtbevölkerung (in % der Gesamtbevölkerung)
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Hinweis: Die Abbildung zeigt den Anteil der in urbanen Räumen wohnenden Einwohner (Stadtbevölkerung) der Bundesländer 
Berlin und Brandenburg (linke Seite), Hessen (Mitte) und Sachsen (rechte Seite) zwischen 1871 und 2018 auf dem heutigen 
Gebietsstand. In den drei Abbildungen ist jeweils ein Bundesland hervorgehoben.
Quelle: Darstellung des ifo Instituts.� © ifo Institut
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kontinuierlich zugenommen und heute den höchsten Stand 
seit 1871 erreicht. Im Gegensatz dazu verliert der ländliche 
Raum deutschlandweit zunehmend Bevölkerung, besonders 
aber in Ostdeutschland (Rösel 2019). Die steigende räumliche 
Unwucht in der Einwohnerverteilung erschwert die flächen-
deckende Versorgung mit öffentlichen Leistungen wie 
Gesundheit, Pflege und Verkehrsinfrastruktur. Unsere Daten 
haben gezeigt, dass dieser Trend zur Urbanisierung nicht neu 
ist. Das heute erreichte Ausmaß der Landflucht vorwiegend 
junger Menschen4 sollte jedoch Anlass für eine verstärkte 
Debatte um Maßnahmen zur Stärkung des ländlichen Raumes 
sein.

LITERATUR

Rösel, F. (2019): Die Wucht der deutschen Teilung wird völlig unterschätzt, ifo 
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Datenquellen zur Verfügung.

3 � Wir nehmen daher an, dass urbane Gebiete innerhalb unseres Beobach-
tungszeitraums immer urban waren und geblieben sind.

4 � Siehe nochmals Fußnote 1.

der Städte. Zwar verläuft die Entwicklung deutlich weniger 
schnell als zur Zeit der Industrialisierung in den 1870er Jah-
ren, sie ist dafür aber ungebrochen.

Wir untersuchen auch, wie gleich oder ungleich sich die 
Einwohner auf die einzelnen Städte und Gemeinden der drei 
Bundesländer verteilen. Abbildung 3 zeigt die Ergebnisse. Er-
wartungsgemäß weist Berlin/Brandenburg den höchsten 
Wert in der regionalen Einwohnerkonzentration auf. Die Groß-
stadt Berlin dominiert das Brandenburger Umland deutlich. 
Auch bei diesem Maß wurde ein neuer Nachkriegsrekord 
erreicht: mit einem Gini-Koeffizienten von 0,87 ist die Einwoh-
nerschaft von Berlin/Brandenburg heute so ungleich auf die 
Gemeinden des Landes verteilt wie nie zuvor seit 1946. In der 
direkten Vorkriegszeit war die Ungleichheit nur unwesentlich 
höher. Ähnliche Entwicklungen zeigen Sachsen und Hessen, 
wo 2018 ebenfalls die Rekorde der Vorkriegszeit eingestellt 
wurden. Interessant erscheint zudem, dass zur DDR-Zeit die 
Ungleichheit in der Einwohnerverteilung sowohl in Sachsen 
als auch Berlin/Brandenburg stark zugenommen hat, während 
sie in Hessen zwischen 1961 und 2011 zurückgegangen ist. 
Überraschenderweise hat sich damit in der DDR-Planwirt-
schaft die Ungleichheit in der Einwohnerverteilung verstärkt, 
in der Marktwirtschaft hingegen abgenommen. Die Hinter-
gründe dieses Ergebnisses wären ein interessanter Gegen-
stand der weiteren Forschung.

SCHLUSSFOLGERUNGEN

Seit 150 Jahren wirken die deutschen Städte wie Magneten. 
Der Anteil von Menschen, die im städtischen Raum leben, hat 

Abb. 3
Ungleichheit in der Einwohnerverteilung auf die Gemeinden (Gini-Koeffizient)
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Hinweis: Die Abbildung zeigt, wie gleich bzw. ungleich sich die Einwohner der Bundesländer Berlin und Brandenburg (linke 
Seite), Hessen (Mitte) und Sachsen (rechte Seite) auf die einzelnen Gemeinden des jeweiligen Landes verteilen (Gini-Koeffizient). 
Die niedrigste Ungleichheit wäre bei 0, die höchste Ungleichheit bei 1 erreicht. Wir verwenden Daten zwischen 1871 und 2018 
auf dem heutigen Gebietsstand. In den drei Abbildungen ist jeweils ein Bundesland hervorgehoben.
Quelle: Darstellung des ifo Instituts. � © ifo Institut



7

AKTUELLE FORSCHUNGSERGEBNISSE

ifo Dresden berichtet  2/2020

einer unvorhergesehenen Elternzeitreform aus dem Jahr 
1986 auf die langfristige Lebenszufriedenheit von Kindern. Im 
Rahmen dieser Reform wurde die Elternzeit von fünf Monaten 
Mutterschutz auf zwölf Monate bezahlte Elternzeit verlängert. 
Wir finden signifikante und robuste positive Auswirkungen auf 
die Lebenszufriedenheit der heute erwachsenen Kinder.

DIE RAHMENBEDINGUNGEN FÜR FRAUEN IN DER DDR 

Vergleicht man die Erwerbstätigkeitsquote von Frauen der 
ehemaligen DDR mit der der ehemaligen westdeutschen Län-
der, so schneidet die DDR wesentlich günstiger ab: Zwischen 
1979 und 1989 waren hier durchschnittlich 90% der Frauen 
berufstätig (vgl. Abb. 1). In den westdeutschen Ländern lag 
der Anteil damals hingegen nur bei rund 60%. Die meisten 
weiblichen Berufstätigen, nämlich 73%, waren in der DDR 
vollzeitbeschäftigt. Mütter waren dabei keine Ausnahme: 
zwischen 72,4% und 84,6% aller berufstätigen Mütter waren 
vollzeitbeschäftigt. In westdeutschen Bundesländern hinge-
gen lag dieser Anteil nur bei 29,9% bis 36,9% (Höckner 1995).

So wie die Frauenerwerbsbeteiligung in der DDR im Ver-
gleich zur Bundesrepublik hoch war, war auch das öffentliche, 
standardisierte Kinderbetreuungsangebot stark ausgebaut. 
1989 wurden 80% aller ein- bis dreijährigen Kinder in öffentli-
chen Einrichtungen betreut, die die grundlegende Stufe des 
Bildungssystems darstellten und vom Gesundheitsministe-
rium verwaltet wurden. Da in der DDR Halbtagsbetreuung 
unüblich war, wurden 86,4%, aller Kinder auf Vollzeitbasis 
betreut. Betreuungsformen wie Tagesmütter und -väter wa-
ren nicht oder nur in einem verschwindend geringen Ausmaß 
vorhanden (Helwig 1987 sowie Braun und Klein 1995). Zudem 
arbeiteten die meisten Großeltern, Nachbarn oder Freunde 
der Mütter ebenfalls in Vollzeit, weshalb sie nicht in der Lage 
waren, regelmäßig bei der Kinderbetreuung auszuhelfen 
(Zwiener 1994).

Vor dem Hintergrund der steigenden Erwerbsbeteiligung von 
Frauen und Müttern und der anwachsenden väterlichen Erzie-
hungsbeteiligung in vielen Industrieländern ist die Gewäh-
rung von Elternzeit ein zentrales politisches Instrument zur 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Elternzeit hat sich zudem 
als ein Instrument zur Steigerung der Fertilität erwiesen 
(Lalive und Zweimüller 2009). Gleichzeitig legt die kinderpsy-
chologische Literatur nahe, dass es sich positiv auf die 
Entwicklung eines Kindes auswirkt, wenn es innerhalb des 
ersten Lebensjahres möglichst viel Zeit mit den primären 
Bezugspersonen verbringt (Bowlby 1969).

In der aktuellen Forschungsliteratur gibt es jedoch keinen 
Konsens über die Auswirkungen von Elternzeit auf die kurz- 
und insbesondere langfristige Entwicklung der Kinder 
hinsichtlich des Bildungs- und Arbeitsmarkterfolgs sowie der 
sozioemotionalen oder gesundheitlichen Entwicklung (Ras-
mussen 2007, Carneiro et al. 2011, Dustmann und Schönberg 
2011, Danzer und Lavy 2017, Huebener et al. 2018, Bullinger 
2019, Albagli und Rau 2019 sowie Ginja et al. 2020). Zudem 
beschäftigte sich bisher keine Studie mit den kurz- oder lang-
fristigen Auswirkungen von Elternzeit auf die individuelle 
Lebenszufriedenheit der betroffenen Kinder. Gleichzeitig haben 
die bisherigen Studien zwei hauptsächliche methodologische 
Nachteile. Erstens liegt oft eine Selektion von Frauen in den 
Arbeitsmarkt vor (z. B. Dustmann und Schönberg 2011, Danzer 
und Lavy 2017 sowie Huebener et al. 2018). Das heißt, dass 
ausschließlich Frauen mit bestimmten Eigenschaften in den 
Arbeitsmarkt eintreten bzw. dort bis zur Rente bleiben. Diese 
Selektion trifft auch auf Teil- und Vollzeitarbeit zu. Zweitens 
fehlt oft ein einheitliches kontrafaktisches Szenario zur elter-
lichen Kinderbetreuung (z. B. Carneiro et al. 2011 und Bullinger 
2019). Diese Problematiken erschweren es, kausale Effekte zu 
schätzen.

Aufgrund der besonderen Rahmenbedingungen der DDR 
umgeht unsere Studie (vgl. Heisig und Zierow 2019) beide der 
genannten Probleme der Selektion von Frauen und Müttern in 
den Arbeitsmarkt und des heterogenen Alternativangebotes 
zur mütterlichen Betreuung. Wir untersuchen mithilfe der Da-
ten des Sozioökonomischen Panels (SOEP) die Auswirkungen 

Katharina Heisig und Larissa Zierow*

Elternzeitverlängerung in der DDR:  
Langfristig höhere Lebenszufriedenheit der 
Kinder
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Mütter der befragten Personen Elternzeit beantragten. Je-
doch wissen wir aus Statistiken, dass Ende der 1980er 
Jahre bis zu 95% aller Mütter das Babyjahr in Anspruch 
nahmen (Höckner 1995) und damit keine Selektion einer 
speziellen Gruppe von Müttern mit ähnlichen Eigenschaf-
ten in die Elternzeit stattfand. Um langfristige Effekte zu 
messen, beschränken wir unsere Stichprobe auf Personen, 
die mindestens 18  Jahre alt sind. Die Größe unseres 
Samples beschränkt sich dadurch auf 1  112  Individuen. 
Unsere Variable von Interesse, die individuelle Lebenszu-
friedenheit, ist ein Maß, das sich auf einer Skala von 0 bis 
10 bewegt.

DEUTLICHER ANSTIEG DER LEBENSZUFRIEDENHEIT 
VON ERSTGEBORENEN KINDERN NACH DER REFORM

Aus der deskriptiven Analyse (vgl. Abb. 2) ist ersichtlich, dass 
die Lebenszufriedenheit der Erstgeborenen (Treatment-
gruppe, grün) im Reformjahr 1986  ansteigt – von einer durch-
schnittlichen Lebenszufriedenheit von 6,9 auf nunmehr 7,5. 
Liegt die Lebenszufriedenheit der Erstgeborenen vor der 
Reform durchgängig unter der Lebenszufriedenheit der Per-
sonen mit älteren Geschwistern, so ist nach der Reform das 
Gegenteil der Fall. Der Anstieg der Lebenszufriedenheit ab 
1986 ist ausschließlich für die Erstgeborenen feststellbar, 
nicht aber für Personen mit älteren Geschwistern (Kontroll-
gruppe, grau), obwohl seit Mitte der 1980er Jahre generell ein 
positiver Trend für beide Gruppen messbar ist.

Infobox 2: Methodik

Der spezifische Zeitpunkt der Reform ermöglicht es, den 
kausalen Effekt der Reform mit Hilfe eines Differenz-in-Dif-
ferenzen-Modells zu schätzen. Die Kontrollgruppe besteht 
hierbei aus Kindern, die im gleichen Zeitraum geboren 
wurden, aber ältere Geschwister haben und deren Mütter 
deshalb das Babyjahr bereits seit 1976 in Anspruch nehmen 
konnten. Wir verwenden ein Differenz-in-Differenzen-
Modell anstatt einer Regressions-Diskontinuitäts-Analyse, 
da ein bloßer Vorher-Nachher-Vergleich aufgrund der 
Atomkatastrophe von Tschernobyl problematisch wäre. 
Diese ereignete sich fast zeitgleich mit der Einführung der 
verlängerten Elternzeit im Mai 1986. Durch die Verwen-
dung einer Kontrollgruppe, die vom Reaktorunfall genauso 
betroffen war wie die betrachteten Erstgeborenen, können 
wir dieses Problem umgehen. Die Lebenszufriedenheit der 
Kinder dieser Kontrollgruppe im Erwachsenenalter wird 
mit der von Erstgeborenen verglichen, deren Mütter das 
Babyjahr erst 1986 in Anspruch nehmen konnten.

Die deskriptive Analyse wird durch unsere Schätzungen im 
Rahmen des Differenz-in-Differenzen-Modells bestätigt. Die 
Ergebnisse zeigen, dass die von fünf auf zwölf Monate verlän-
gerte Elternzeit zu einer höheren Lebenszufriedenheit der 
Kinder im Erwachsenenalter führt. Der Effekt ist robust und 
liegt bei einem Anstieg von ca. 8% im Vergleich zum Durch-
schnitt vor der Elternzeitreform. Betrachtet man die Effekte 

Abb. 1
Beschäftigungsquoten der Frauen in % der jeweiligen Altersgruppe 
in der DDR und der Bundesrepublik (1979 und 1989)
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Anmerkung: Dargestellt sind die Beschäftigungsquoten der 
Frauen in % jeder Altersgruppe im erwerbsfähigen Alter in der 
DDR (Grüntöne) und in Westdeutschland (Grautöne) für die 
Jahre 1979 und 1989. Frauen in Aus- und Weiterbildung sind 
nicht in den Daten enthalten.
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts basierend  
auf Winkler (1990) und OECD (2019).� © ifo Institut

ZWÖLF ANSTATT FÜNF MONATE BEZAHLTE ELTERN-
ZEIT AB MAI 1986

In der DDR gab es seit 1976 für Mütter ab dem zweiten Kind 
das Recht auf ein Jahr bezahlte Elternzeit. Dieses Recht wurde 
Anfang Mai 1986 auf alle Mütter – also auch auf Mütter mit ih-
rem erstgeborenen Kind – erweitert. Zu erwähnen ist, dass 
die Elternzeitregelungen auch für Väter galten, nur wurde die-
ses Recht nur in sehr wenigen Fällen in Anspruch genommen 
(Israel und Kerz-Rühling 2008). Wir sind daher ausschließlich 
in der Lage, die Effekte einer verlängerten Zeit mit der Mutter 
von fünf auf zwölf Monate zu messen. In den späten 1980er 
Jahren nutzten bereits 95% der anspruchsberechtigten 
Mütter dieses sogenannte Babyjahr (Höckner 1995). Vor dieser 
Reform mussten hingegen fast alle Mütter ihr erstgeborenes 
Kind nach dem fünfmonatigen Mutterschutz in die Kinder
krippe geben.

Infobox 1: Daten

Für unsere Analyse verwenden wir Daten des Sozioökono-
mischen Panels (SOEP). Das SOEP ist eine Befragung einer 
repräsentativen Stichprobe aller in Deutschland lebenden 
Personen. Wir greifen auf die Umfragewellen der Jahre 
2000 bis 2016 zurück und nutzen Daten von Personen, die 
zwischen 1980 und 1989 geboren wurden und in der DDR 
aufgewachsen sind. Die Daten beinhalten nicht, ob die 
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Reform. Der Effekt ist unabhängig von Elternhaus und 
Geschlecht messbar. Jedoch ist der Effekt für Personen mit 
gering gebildeten Müttern und für Männer größer als der 
Effekt für Personen mit hochgebildeten Müttern sowie für 
Frauen.
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nach dem sozioökonomischen Hintergrund und Geschlecht 
getrennt, so deuten die Ergebnisse darauf hin, dass Personen 
mit einer geringer gebildeten Mutter im ersten Lebensjahr 
doppelt so stark von der mütterlichen Betreuung profitieren 
wie Personen mit einer höher gebildeten Mutter. Auch wirkte 
sich die verlängerte Elternzeit offenbar bei Jungen stärker auf 
die Lebenszufriedenheit im Erwachsenenalter aus als bei 
Mädchen.

Abb. 2
Durchschnittliche Lebenszufriedenheit von Erstgeborenen und In-
dividuen mit älteren Geschwistern nach Geburtsjahr
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Anmerkung: Diese Abbildung zeigt die durchschnittliche 
Lebenszufriedenheit nach Geburtsjahr für erstgeborene 
Personen (Treatmentgruppe, grün) und Personen mit mindes-
tens einem älteren Geschwister (Kontrollgruppe, grau) vor 
und nach der Reform. Die vertikale Linie in schwarz kenn-
zeichnet den Zeitpunkt der Reform am 1. Mai 1986. Aufgrund 
der relativ geringen Fallzahl der Beobachtungen pro Geburts-
kohorte berechnen wir die Durchschnitte im Zweijahresrhyth-
mus (Ausnahmen: Jahr der Reform 1986 sowie 1989, da nur 
bis 1989 geborene Individuen in der Analyse betrachtet 
werden können). Die dargestellte Lebenszufriedenheit sind 
Durchschnittsangaben für Personen im Alter von 18 bis 36 
Jahren
Quelle: Heisig und Zierow (2019). Daten für die Jahre 1984-2016, Version 33, 
SOEP, 2017, doi:10.5684/soep.v33. Berechnungen des ifo Instituts.� © ifo Institut

FAZIT

Durch die betrachtete Elternzeitreform in der DDR wurde die 
Zeit, die ein Kind vor dem ganztägigen Krippenbesuch bei der 
Mutter verbringen konnte, im Jahr 1986 von fünf auf zwölf 
Monate für alle Kinder verlängert. Laut Bowlby (1969) sind 
besonders die ersten zwölf Lebensmonate für die Entwick-
lung der Bindungssicherheit eines Kindes von großer Bedeu-
tung. Eine Verlängerung der Elternzeit, die diese kritische 
Phase komplett abdeckt, sollte sich demnach positiv auf die 
Entwicklung eines Kindes auswirken. Unsere Studie (Heisig 
und Zierow 2019) zeigt einen Anstieg der Lebenszufriedenheit 
der nunmehr erwachsenen Kinder um ca. 8% durch die 
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POSITIVE EFFEKTE VON SPRACHKENNTNISSEN AUF 
ARBEITSMARKTINTEGRATION VON MIGRANT*INNEN 
UND GEFLÜCHTETEN

Sprache gilt als entscheidend für eine erfolgreiche Integration 
in alle gesellschaftlichen Teilbereiche. Jedoch ist die Zahl em-
pirischer Studien zum Einfluss von Sprachkenntnissen auf die 
Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten begrenzt.

Eine Untersuchung früherer Geflüchtetenkohorten vor 
2013 für Deutschland zeigt, dass diese mehrheitlich schlech-
tere Deutschkenntnisse aufwiesen als andere Migrant*innen. 
Diesen Unterschied konnten sie jedoch im Laufe der Zeit aus-
gleichen (Liebau und Schacht 2016). Zudem deuten neue 
Ergebnisse darauf hin, dass die jüngst nach Deutschland 
zugezogenen Geflüchteten etwas schneller in eine Beschäfti-
gung finden als frühere Kohorten (Brücker et al. 2019).

Dumont et al. (2016) stellen große Unterschiede in den 
Sprachkenntnissen der Geflüchteten zwischen den EU-Auf-
nahmeländern fest. Sie zeigen zudem, dass ein Großteil der 
Unterschiede in der Erwerbstätigkeit von Geflüchteten und 
Migrant*innen in der EU auf fehlende Sprachkenntnisse der 
Geflüchteten zurückzuführen ist. In ihrer Studie zur Arbeits-
marktintegration von Geflüchteten in den Niederlanden 
finden Hartog und Zorlu (2009) keine Effekte von höherer 
Bildung auf die Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten in 
den ersten fünf Jahren nach der Ankunft und führen dies auf 
fehlende Sprachkenntnisse des Ziellandes zurück. Für Hoch-
qualifizierte sind demnach diese Kenntnisse besonders wich-
tig, während sie für Geringqualifizierte weniger bedeutsam 
sind. Hochqualifizierte Geflüchtete sind daher besonders 
stark vom negativen Effekt fehlender Sprachkenntnisse des 
Ziellandes betroffen. Auer (2017) nutzt in seiner Analyse die 
zufällige Zuteilung von Geflüchteten auf die verschiedenen 
Sprachregionen der Schweiz und findet positive Effekte von 
Sprachkenntnissen der Zielregion auf die Arbeitsmarktinteg-
ration. Im Falle einer Zuteilung in eine Sprachregion, deren 
Sprache Geflüchtete nicht sprechen, konnte die Teilnahme an 
Sprachkursen die geringeren Arbeitsmarktchancen fast kom-
plett ausgleichen.

In den vergangenen fünf Jahren ist Deutschland zu einem 
bedeutenden Aufnahmeland für Menschen geworden, die ihr 
Heimatland wegen Konflikten und Kriegen verlassen mussten.1

Die gesellschaftliche und ökonomische Integration von 
Geflüchteten rückt daher immer stärker in die politische und 
öffentliche Debatte. Auch aufgrund der Altersstruktur der 
Geflüchteten, die sich größtenteils am Anfang ihrer Erwerbs-
tätigkeit befinden, kommt ihrer Integration in den deutschen 
Arbeitsmarkt eine besondere Bedeutung zu. Eine wirksame 
Integration in den Arbeitsmarkt ist wünschenswert, da sie 
einen Faktor für eine erfolgreiche gesellschaftliche Integra-
tion darstellt. Zudem gilt die Arbeitsmarktintegration als 
Schlüssel, um die hohen Kosten zu reduzieren, die mit der 
Aufnahme der Geflüchteten verbunden sind (IW 2016). In Hin-
blick auf das sinkende Arbeitskräftepotenzial in Deutschland 
könnten Geflüchtete außerdem zur Deckung des Fachkräfte-
bedarfs beitragen. Es kann davon ausgegangen werden, dass 
Geflüchtete in der Regel Interesse daran haben, schnellst-
möglich eine bezahlte Beschäftigung aufzunehmen, da ihre 
Flucht nach Deutschland oft mit hohem finanziellem Aufwand 
verbunden war (Aumüller 2016). Die Sprache des Ziellandes zu 
sprechen begünstigt eine schnelle Arbeitsmarktintegration 
und hat demnach einen direkten Einfluss auf den Arbeits-
markterfolg. Zusätzlich sind ausreichende Sprachkenntnisse 
Voraussetzung dafür, eigenes Wissen effektiv zu nutzen 
(Cheung and Phillimore 2014). Die Sprachkenntnisse von Ge-
flüchteten liegen jedoch im Durchschnitt weit unter den 
Kenntnissen von Migrant*innen2 (Dumont et al. 2016) und soll-
ten daher im Rahmen von Integrationskursen gefördert wer-
den.

Da es bislang nur wenige Studien gibt, die Geflüchtete in 
Deutschland betrachten, untersuche ich in diesem Beitrag, 
wie für sie Deutschkenntnisse und Arbeitsmarktintegration 
zusammenhängen. Auf Basis der bestehenden Literatur und 
einer Befragung von 3 600 Geflüchteten aus dem Jahr 2016 
zeige ich, dass die Wahrscheinlichkeit auf dem Arbeitsmarkt 
aktiv zu sein steigt, je besser individuelle Deutschkenntnisse 
sind. Um diese Kenntnisse besser zu fördern, besteht Hand-
lungsbedarf hinsichtlich der zielgenauen Sprachförderung im 
Rahmen von Integrationskursen.

* � Stefanie Knoll ist Doktorandin an der Niederlassung Dresden des ifo Instituts 
– Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung an der Universität München e. V.

Stefanie Knoll*

Sprachkenntnisse und Arbeitsmarkt­
partizipation Geflüchteter in Deutschland

Seit der sogenannten Flüchtlingskrise ist die Integration der Geflüchteten Teil der politischen und öffent­
lichen Debatte. Eine wichtige Frage lautet, wie ein schneller und nachhaltiger Eintritt in den Arbeitsmarkt 
gefördert werden kann. Ein wichtiger Integrationsfaktor sind Sprachkenntnisse. In diesem Beitrag zeige 
ich für Geflüchtete in Deutschland, dass die Wahrscheinlichkeit auf dem Arbeitsmarkt aktiv zu sein steigt, 
je besser ihre Deutschkenntnisse sind.
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besseren Deutschkenntnissen 2016 bereits eine Erwerbstätig-
keit aufgenommen hatten (vgl. Abb. 2).

Infobox: Datenbasis und Methodik

Grundlage der Analyse sind Daten der IAB-BAMF-SOEP-Be-
fragung Geflüchteter. Sie ist eine seit 2016 durchgeführte, 
repräsentative Befragung der seit 2013 nach Deutschland 
zugezogenen Geflüchteten. Im Rahmen der Befragung wer-
den u. a. der sozioökonomische Hintergrund, schulische 
und berufliche Qualifikationen, Erwerbsstatus und ihre 
Sprachkenntnisse erhoben. Außerdem werden die Teilneh-
mer nach ihren derzeitigen sozialen Kontakten und ihrem 
Gesundheitszustand befragt. Ich verwende für meine Ana-
lyse die erste Welle der Befragung aus dem Jahr 2016. Mein 
Sample enthält ca. 3 600 Personen, die alle notwendigen 
Angaben gemacht haben.

Ich schätze Logit-Modelle, bei denen die abhängige 
Variable y, die Arbeitsmarktpartizipation eines Geflüchte-
ten, binär kodiert ist. y ist 1, wenn ein Individuum zum 
Befragungszeitpunkt angibt, einer Erwerbstätigkeit nach-
zugehen. Ist dies nicht der Fall, ist die Variable 0. Arbeits-
marktbeteiligung umfasst hier Vollzeit-, Teilzeit- und ge-
ringfügige Beschäftigungen sowie berufliche Ausbildungen 
und Praktika.

Ich erkläre die Wahrscheinlichkeit, einer Erwerbstätig-
keit nachzugehen, mit verschiedenen Faktoren, z. B. den 
Sprachkenntnissen, dem Bildungshintergrund, der Arbeits- 
erfahrung und dem Gesundheitszustand der Befragten. 
Außerdem kontrolliere ich für zwei Arten von Sozialkapital 
(bindendes und überbrückendes Sozialkapital, gemessen 
an der Häufigkeit des Kontakts zu Deutschen und zu Per-

Was die Wirksamkeit von Integrationskursen für Geflüchtete 
in Deutschland für den Spracherwerb angeht, ist die Erkennt-
nislage bislang begrenzt. Wie eine Studie des Instituts für 
Deutsche Sprache und des Goethe Instituts konstatiert, errei-
chen zu viele Teilnehmer*innen an Integrationskursen das 
Zielniveau nicht. Zudem sind Abbrüche sowohl aufgrund von 
Über- als auch Unterforderung ein Problem (Cindark et al. 
2019). Brücker et al. (2016) hingegen zeigen für die Geflüchte-
tenkohorten von 2015 einen positiven Zusammenhang 
zwischen Kursbesuchen und Arbeitsmarktintegration in 
Deutschland.

Auch wenn Erkenntnisse aus der Literatur zu Migrant*in-
nen nur bedingt auf Geflüchtete anwendbar sind,3 wird im 
Folgenden kurz darauf eingegangen. Für Großbritannien fin-
den Dustmann und Fabri (2003) einen positiven Effekt von 
Englischkenntnissen auf die Beschäftigungswahrscheinlich-
keit von Immigrant*innen. Fehlende Sprachkenntnisse gehen 
mit späteren Lohneinbußen einher. Ähnliche Lohneffekte zei-
gen Studien von Bleakley und Chin (2004) für die USA sowie 
Chiswick und Miller (2003) und Chiswick und Repetto (2001) 
für Israel. Auf Basis einzelner Wellen des Sozioökonomischen 
Panels (SOEP) aus den 1980er und frühen 1990er Jahren be-
stätigen Dustmann und van Soest (2001) diesen Einfluss von 
Sprachkenntnissen des Ziellandes auf die Löhne von Im-
migrant*innen in Deutschland.

Erkenntnisse, die aus anderen Ländern gewonnen wur-
den, sind allerdings nur bedingt auf Geflüchtete bzw. allge-
mein auf Migrant*innen in Deutschland übertragbar. Welche 
Faktoren sich besonders stark auf eine erfolgreiche Integra-
tion auswirken, ist abhängig vom jeweiligen sozialen Kontext 
und den gesetzlichen Rahmenbedingungen. Zudem variieren 
nicht nur die typischen Herkunftsländer, sondern auch die 
Qualifikationsstruktur und die sprachlichen Vorkenntnisse 
der Geflüchteten je nach Aufnahmeland. So liegen die durch-
schnittlichen Deutschkenntnisse von Geflüchteten in 
Deutschland bspw. unter dem Level der jeweils relevanten 
Sprachkenntnisse von Geflüchteten in Spanien und Portugal 
(Dumont 2016). Hinzu kommen Unterschiede hinsichtlich der 
Bedarfe an Qualifikationen an den Arbeitsmärkten der ver-
schiedenen Aufnahmeländer.

DEUTSCHKENNTNISSE UND ARBEITSMARKTINTEGRA-
TION DER GEFLÜCHTETEN IN DEUTSCHLAND

Deskriptive Analysen der seit 2016 durchgeführten IAB-
BAMF-SOEP-Befragung in Deutschland zeigen, dass die 
Mehrheit der Geflüchteten bei ihrer Ankunft in Deutschland 
zwischen 2013 und 2016 keine oder schlechte Deutschkennt-
nisse aufwiesen (vgl. Abb.  1). Fast 50% der Geflüchteten 
bewerteten ihre Deutschkenntnisse (aggregierter Wert 
bestehend aus den Teilkompetenzen „Deutsch lesen“, 
„Deutsch sprechen“, und „Deutsch schreiben“) als schlecht 
oder nicht vorhanden. Etwa 19% der Geflüchteten bewerte-
ten diese als gut oder sehr gut.

Von den zwischen 2013 und 2016 in Deutschland ange-
kommenen Geflüchteten waren zum Zeitpunkt der Erhebung 
ca. 12% erwerbstätig. Ein Vergleich der Deutschkenntnisse 
der zum Zeitpunkt der Befragung erwerbstätigen und 
erwerbslosen Personen zeigt, dass viele Geflüchtete mit 

Abb. 1
Fast die Hälfte der Geflüchteten wiesen 2016 schlechte oder gar 
keine Deutschkenntnisse auf

49

32

19

„schlecht“ / „gar nicht“
„ok“
„sehr gut“/ „gut“

Quelle: Berechnungen des ifo Instituts auf Grundlage der IAB-BAMF-SOEP Befra-
gung Geflüchteter 2016, gewichtet. � © ifo Institut
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bis gar keinen Deutschkenntnissen mit 5  Prozentpunkten 
einen ähnlich großen Effekt. 

In einer weiteren Regression messe ich den Einfluss der 
Deutschkenntnisse vor der Ankunft in Deutschland auf die 
Wahrscheinlichkeit, in Deutschland erwerbstätig zu sein. Der 
marginale Effekt vergrößert sich in diesem Fall bei mittleren 
Deutschkenntnissen auf 21  Prozentpunkte. Sehr gute 
Deutschkenntnisse vor Zuzug sind dabei nicht signifikant und 
ihr Effekt ist sehr klein. Dies könnte daran liegen, dass gerade 
Personen mit hohen arbeitsmarktspezifischen Qualifikatio-
nen länger warten, in den Arbeitsmarkt einzutreten. Außer-
dem ist der Anteil der Geflüchteten, die vor dem Zuzug nach 
Deutschland bereits Deutschkenntnisse aufwiesen, sehr 
gering (unter 8% im untersuchten Sample), sodass diese 
Ergebnisse mit Vorsicht zu interpretieren sind.

Jüngste Untersuchungen legen zudem nahe, dass Ge-
flüchtete zunächst vor allem in Beschäftigungen unter ihrem 
Qualifikationsniveau tätig sind (Brücker et al. 2019).

FAZIT

In diesem Beitrag habe ich mit Daten der IAB-BAMF-SOEP 
Befragung Geflüchteter 2016 gezeigt, dass bessere Deutsch-
kenntnisse mit einer signifikant höheren Arbeitsmarktpartizi-
pation der Geflüchteten in Deutschland einhergehen. Der 
statistisch messbare Zusammenhang zwischen Sprachkennt-
nissen des Ziellandes und der Arbeitsmarktbeteiligung zeigt, 
dass eine zeitnahe Förderung der Sprachkenntnisse nach der 
Ankunft der Geflüchteten lohnenswert ist. Das Vereinfachen 
des Zugangs zu Sprach- und Integrationskursen im Rahmen 
des Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes und des Integra-
tionsgesetzes für Asylsuchende mit guter Bleibeperspektive 
ist damit ein Schritt in die richtige Richtung. Der Besuch von 
Integrationskursen kann über Sprachförderung den Zugang 
zum Arbeitsmarkt erleichtern. Jedoch nur, wenn diese den 
Spracherwerb effektiv und nachhaltig fördern. Handlungsbe-
darf besteht insbesondere bei der Anpassung der Zielniveaus 
und der besseren Differenzierung des Kursangebotes nach 

sonen aus dem gleichen Herkunftsland, mit denen kein 
Verwandtschaftsverhältnis besteht). Schließlich berück-
sichtigen die Regressionen persönliche (Alter, Geschlecht) 
sowie fluchtspezifische Charakteristika, den aufenthalts-
rechtlichen Status sowie die damit verbundenen instituti-
onellen Hürden beim Arbeitsmarktzugang und den Level 
an Unsicherheit und den Besuch von Integrationskursen.

Die Koeffizienten von Interesse sind die der deutschen 
Sprachkenntnisse. Da nicht die Größe der Koeffizienten, 
sondern lediglich die Vorzeichen und die Signifikanz inter-
pretiert werden können, berechne ich anschließend die 
marginalen Effekte, um Aussagen über die Größe der ge-
fundenen Effekte treffen zu können. Die Ergebnisse erlauben 
jedoch keine kausale Interpretation, da die Richtung des 
Effekts unklar ist und unbeobachtete dritte Ursachen, die 
gleichzeitig Sprachkenntnisse und Erwerbstätigkeit beein-
flussen, nicht ausgeschlossen werden können. Die Anga-
ben zu den Deutschkenntnissen der Geflüchteten beruhen 
auf einer Selbsteinschätzung der Befragten. Sie können 
somit anfälliger für Verzerrungen (z. B. soziale Erwünscht-
heit) sein, als wenn die Sprachkenntnisse auf Basis von 
standardisierten Tests erhoben werden.

ERGEBNISSE

Um den Einfluss von Deutschkenntnissen auf die Beschäfti-
gungswahrscheinlichkeit von Geflüchteten in Deutschland zu 
berechnen, führe ich Logit-Regressionen auf Basis von Umfra-
gedaten durch und teste, inwieweit Deutschkenntnisse statis-
tisch mit einer Arbeitsmarktbeteiligung einhergehen, wenn 
für eine Reihe anderer Einflussfaktoren kontrolliert wird.

In Abbildung 3 ist ersichtlich, dass bessere Deutschkennt-
nisse einen signifikant positiven Effekt auf die Arbeitsmarkt-
partizipation von Geflüchteten in Deutschland haben. Gute 
oder sehr gute Deutschkenntnisse erhöhen die Wahrschein-
lichkeit, erwerbstätig zu sein, um 6 Prozentpunkte. Ein mittleres 
Level an Sprachkenntnissen hat im Vergleich zu schlechten 

Abb. 2
Erwerbstätige Geflüchtete weisen höhere Sprachkenntnisse auf
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Quelle: Berechnungen des ifo Instituts auf Grundlage der IAB-BAMF-SOEP Befragung Geflüchteter 2016, gewichtet. � © ifo Institut
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on the 2014 EU Labour Force Survey Ad Hoc Module, European Commission 
Working Paper 1/2016.

Dustmann, C. und F. Fabbri (2003), „Language Proficiency and Labour Market 
Performance of Immigrants in the UK”, The Economic Journal 113 (489), S. 695-
717.

Dustmann, C. und A. van Soest (2001), „Language Fluency and Earnings: Esti-
mation with Misclassified Language Indicators”, The Review of Economics and 
Statistics 83, S. 663-674.

IW – Institut der deutschen Wirtschaft (Hrsg.) (2016), Integration von Flücht-
lingen als Aufgabe für Arbeitsmarkt und Staatsfinanzen, Gutachten für INSM, 
Institut der deutschen Wirtschaft, Köln.

Hartog, J. und A. Zorlu (2009), „How Important is Homeland Education for 
Refugees’ Economic Position in The Netherlands?”, Journal of Population 
Economics 22 (1), S. 219-246.

Liebau, E. und D. Schacht (2016), „Spracherwerb: Geflüchtete schließen zu 
anderen MigrantInnen nahezu auf“, DIW-Wochenbericht 83 (35), S. 741-748.

United Nations High Commissioner for Refugees (Hrsg.) (2019), Global Trends, 
UNHCR, Genf.

United Nations High Commissioner for Refugees (Hrsg.) (2020), Migrant Definiti-
on, online unter https://emergency.unhcr.org/entry/44937/migrant-definition.

1 � Weltweit zählt Deutschland zu den fünf Hauptaufnahmeländern (in absolu-
ten Zahlen). Auf europäischer Ebene (mit Türkei) entfallen auf Deutschland 
ca. 17% der Geflüchteten (UNHCR 2019).

2 � In Einklang mit der Empfehlung des Flüchtlingshilfswerks der Vereinten 
Nationen UNHCR bezeichne in diesem Beitrag Menschen, die sich aus Furcht 
vor Krieg oder Verfolgung außerhalb ihres Herkunftslandes befinden, als 
Geflüchtete. Unter dem Begriff Migrant*innen fasse ich Personen, die ihre 
Heimat freiwillig (z. B. aus wirtschaftlichen Gründen) verlassen (UNHCR 
2020).

3 � Die sogenannte Selbstselektion von Migrant*innen findet im Fall der 
Fluchtmigration nur in geringem Maße statt. Dies umfasst insbesondere das 
Erlernen der Sprache, aber auch das Einholen von Informationen zum Ar-
beitsmarkt des Ziellandes. Die Anreize von Geflüchteten, ihre ökonomischen 
Aussichten im Aufnahmeland zu verbessern, sind im Vergleich zu Migrant*in-
nen weniger eindeutig. Zum einen wird argumentiert, dass Geflüchtete 
ihre schlechtere Ausgangslage über die Zeit durch Bildungsinvestitionen 
ausgleichen. Zum anderen sind ihre Bleibeaussichten im Aufnahmeland 
relativ unsicher. Dies verringert möglicherweise die Anreize, in Bildung und 
Spracherwerb zu investieren (Chin und Cortes 2015).

Bildungshintergrund und sprachlichen Vorkenntnissen der 
Teilnehmer*innen (Cindark et al. 2019). Nur so kann eine 
effektive Sprachförderung gelingen, die zur schnellen und 
nachhaltigen Arbeitsmarktintegration beiträgt.
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geeignet scheint, um ein Maß zu entwickeln für die tatsächli-
che Qualität öffentlicher lokaler Güter. Das Portal FixMy
Street.com aus Großbritannien ist ein Beispiel hierfür. Das 
Portal gibt es seit Anfang 2007 und zählt mittlerweile über 
2 Mill. Beschwerden, die sich über alle Teile Großbritanniens 
erstrecken. Wer sich beispielsweise über ein gefährliches 
Schlagloch in der Straße oder einen verdreckten Fußweg är-
gert, kann das Problem mittels einer einfach zu bedienenden 
App auf dem Handy auf dem Portal melden, welches es auf 
direktem Wege und in der Regel innerhalb von wenigen Minu-
ten weiterleitet an die örtliche Verwaltung, die für die jewei-
lige Ortschaft zuständig ist. Für jedes Problem ist auf dem 
Portal auch ersichtlich, ob und wie schnell es behoben wurde.3

Die Verteilung der Beschwerden sei einmal anhand der 
Nachbarschaft rund um die berühmte Universität von Oxford 
illustriert (vgl. Abb. 1). Die Graphik zeigt alle eingegangenen 
Beschwerden bis zum 7. Mai 2015, dem Tag der lokalen Wahlen 
in England. In schwarz eingefärbt sind Beschwerden, die nicht 
behoben wurden (zumindest laut der aktuellen Angaben des 
Online-Portals) und in grün sind solche farblich hervorgeho-
ben, die behoben wurden. Wie leicht ersichtlich ist, betreffen 
die meisten der Beschwerden den öffentlichen Raum entlang 
der Verkehrswege, insbesondere bei Straßenschäden, Schlag-
löchern, ausgefallenen Straßenlaternen sowie verdreckten 
Fußwegen. Insgesamt zählt der Karten-Ausschnitt circa 
100 Beschwerden, von denen etwa die Hälfte im Laufe der Zeit 
behoben wurde.4

Die Daten von dem Portal erlauben es, ein deutlich 
genaueres lokales Maß für die Qualität der Bereitstellung öf-
fentlicher Güter zu bestimmen, welches sich nicht den oben 
genannten Problemen anderer Indikatoren ausgesetzt sieht. 
Ein naheliegendes Beispiel für ein solches Maß könnte die 
Anzahl der Beschwerden sein, die in einem bestimmten Zeit-
raum – etwa seit der letzten Bürgermeisterwahl – in einer 
Gemeinde auf dem Portal gemeldet wurden. Wie uns aller-

Jede Stadt hat Ecken, in denen man sich wohler fühlt als in 
anderen. Da funktionieren die Straßenlaternen, die Gehwege 
sind sauber und die öffentlichen Grünanlagen laden zum Spa-
ziergehen ein. Obwohl dieses Gefühl jedem bekannt ist, stellt 
doch die empirische Quantifizierung dieses Empfindens eine 
größere Herausforderung dar. Wie sollte sich auch ein ganz 
persönlicher Eindruck von einer Nachbarschaft in einer Zahl 
ausdrücken lassen? Die Messung dessen, was hier unter der 
Qualität der Bereitstellung lokaler öffentlicher Güter zusam-
mengefasst werden kann, ist allerdings von großer Relevanz, 
da es nicht nur unser subjektives Wohlbefinden beschreibt, 
sondern auch Konsequenzen im Hinblick auf Wahlentschei-
dungen haben kann. Wer sich beispielsweise tagein tagaus 
über einen verdreckten Gehweg quälen muss, wird sich über 
die örtliche Reinigung und Müllentsorgung ärgern und seinem 
Unmut bei der nächsten Bürgermeisterwahl freien Lauf lassen.

Bisherige Ansätze in der ökonomischen Forschung, die 
Qualität der Bereitstellung öffentlicher Güter zu messen, ha-
ben sich vor allem auf die monetären Ausgaben der einzelnen 
Gemeinden oder Stadtbezirke für Müllentsorgung und Rein-
haltung öffentlicher Infrastruktur konzentriert – sofern not-
wendiges Zahlenmaterial auf lokaler Ebene überhaupt vor-
handen war.1,2 Der Fokus auf rein finanzielle Größen in diesem 
Zusammenhang bringt allerdings einige Schwierigkeiten mit 
sich, die die allgemeine Nützlichkeit des Ansatzes grundsätz-
lich infrage stellen. Es besteht insbesondere der begründete 
Verdacht, dass die Effizienz, mit der öffentliche Mittel einge-
setzt werden, nicht in allen Gemeinden die gleiche ist, was 
wiederum nahelegt, dass finanzielle Ausgaben nur ein unzu-
reichender Indikator für die Qualität öffentlicher Güter sind. 
Was nützt es einem beispielsweise, wenn die örtliche Müllab-
fuhr ausreichend finanziert ist, aber es aus anderen Gründen 
trotzdem nicht schafft, den Sperrmüll fristgerecht abzuholen.

ONLINE-BESCHWERDEPORTALE ALS DATENQUELLE

Die Informationen von Beschwerdeportalen im Internet er-
lauben einen neuen Ansatz, der in vielerlei Hinsicht besser 
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auch, dass eine bessere Bereitstellung einhergeht mit höheren Chancen auf eine Wiederwahl des Amtsin­
habers bei lokalen Wahlen.

* � Daniel Stöhlker ist Doktorand in der Forschungsgruppe Steuer- und Finanz-
politik des ifo Instituts – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung an der 
Universität München e. V.
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eher auf eine vergleichsweise geringe Qualität bei der Bereit-
stellung öffentlicher Güter hin. Der vertikale, grüne Balken in 
der ersten Box der Graphik verdeutlicht, dass Gemeinden im 
Median etwa 20% der Beschwerden relativ zügig innerhalb ei-
nes Monats beheben. Die meisten Gemeinden bewegen sich 
etwa in diesem Bereich, mit einigen Ausreißern nach oben und 
unten. Große Heterogenität gibt es auch bei der schlechtesten 
Kategorie, d. h. bei dem Anteil der Beschwerden, die nur sehr 
spät nach zwölf Monaten oder gar nicht behoben werden. Im 
Median über alle Gemeinden hinweg ist dies bei etwa 65% der 
hochgeladenen Posts auf dem Portal der Fall.5 

LOKALE QUALITÄTSUNTERSCHIEDE ALS DETERMI-
NANTE VON WAHLERFOLGEN

Die Indikatoren, die für jede der Gemeinden in England be-
stimmt wurden, lassen sich auch direkt in der Praxis anwen-
den, um zu prüfen, ob ein besseres oder schlechteres Ergebnis 
in einer der Qualitätskategorien einen Einfluss auf das Wahl-
verhalten der lokalen Wähler hat. In diesem Zusammenhang 
interessiert uns insbesondere, ob Wähler beispielsweise 
einen größeren Anteil an schnell behobenen Beschwerden 
goutieren und dem aktuellen Vertreter der Gemeinde in der 
nächsten Wahl wieder ihr Vertrauen schenken oder stattdes-

dings schon die Managementliteratur gezeigt hat, ist es für 
den Kunden weniger entscheidend, ob es einen Grund für eine 
Beschwerde gibt, sondern wie damit seitens eines Unterneh-
mens umgegangen wird. Wer sich beispielsweise über ein 
defektes Handy beschwert und innerhalb weniger Tage ganz 
unkompliziert ein neues Gerät erhält, der wird mit der Wahl 
des Produkts und des Unternehmens zufrieden sein und 
tendenziell auch eher Wiederholungskäufe tätigen. Statt auf 
die Anzahl der Beschwerden zu schauen, ist es also wichtiger 
miteinzubeziehen, ob die einzelnen Beschwerden adressiert 
wurden und – wenn ja – wie lange die jeweiligen Ortschaften 
und Stadtteile dafür brauchten.

Abbildung  2 gibt einen Eindruck, wie stark sich die Ge-
meinden in dieser Hinsicht unterscheiden. England umfasst 
etwa 7 700 kleine Gemeinden und Gemeindeteile, die in der 
Regel nicht mehr als 6  500  Einwohner zählen. Für jede der 
Gemeinden wurde der Anteil der Beschwerden bestimmt, der 
in unterschiedlichen Zeithorizonten behoben wurde. Ein 
großer Anteil an Beschwerden, der innerhalb eines Monats ge-
löst wird, spricht für eine hohe Qualität bei der Bereitstellung 
öffentlicher Güter innerhalb der Gemeinde. Missstände, sofern 
vorhanden, werden in diesem Fall zügig und effizient behoben. 
Sofern Beschwerden nicht zeitnah adressiert werden und der 
Anteil der nicht behobenen Beschwerden steigt, deutet dies 

Abb. 1
Verteilung der Beschwerden rund um die Universität Oxford bis Mai 2015

Quelle: Darstellung des ifo Instituts. � © ifo Institut
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behobenen Beschwerden von 0 auf 100% steigern kann, steigt 
die Wahrscheinlichkeit einer Wiederwahl des örtlichen Ge-
meindevertreters zwischen acht und neun Prozentpunkte, je 
nach konkreter Gestaltung des empirischen Modells (Zeile 1).7 
Auf der anderen Seite steigt die Wahrscheinlichkeit einer Ab-
wahl, wenn der Anteil der Beschwerden größer wird, die nur 
nach langer Verzögerung oder gar nicht angegangen wird 
(Zeile  2). Die Qualität der Bereitstellung öffentlicher Güter 
wird also sehr wohl von Wählern wahrgenommen und in die 
Entscheidung bei lokalen Gemeindewahlen miteinbezogen.8

sen eine Abwahl und Neubesetzung herbeiführen. England ist 
in neun große Regionen eingeteilt, die sich wiederum aufglie-
dern in einige hundert Verwaltungsbezirke mit jeweiligem 
Lokalparlament. Jeder dieser Bezirke ist untergliedert in die 
bereits oben angesprochenen Gemeinden, die jeweils aus 
ihren Reihen einen Repräsentanten oder eine Repräsentantin 
in das lokale Verwaltungsparlament entsenden können per 
einfacher Mehrheitswahl.6 Abbildung 3 illustriert diese Auftei-
lung. Verwaltungsbezirke sind in grün umrandet und darin 
liegende Nachbarschaften in grau. Die Aufgaben des jeweili-
gen Repräsentanten bestehen vor allem darin, im Parlament 
die örtlichen Probleme einzubringen, Verhandlungen zu füh-
ren und im Sinne der entsendenden Gemeinde Lösungen zu 
erarbeiten, etwa im Hinblick auf die örtliche Müllentsorgung, 
die Pflege öffentlicher Grünanlagen sowie öffentlicher, lokaler 
Infrastruktur, insbesondere die Beseitigung von Schlag
löchern etc.

In der ökonometrischen Untersuchung benutze ich die 
Ergebnisse der Lokalwahlen in den Jahren 2007, 2011 und 
2015, in denen jeweils die Repräsentanten zahlreicher Lokal-
parlamente neugewählt wurden. Die erklärende Variable ist 
der Qualitätsindikator über die vergangenen vier Jahre seit 
der letzten Gemeindewahl bis zum Tage der aktuellen Wahl. 
Die abhängige Variable ist hier die Wahrscheinlichkeit, dass 
die Partei des aktuellen Gemeinderepräsentanten durch eine 
andere Partei bei der aktuellen Wahl ersetzt wird. Die Ergeb-
nisse der Untersuchung sind in Tabelle 1 zusammengefasst 
und illustrieren deutlich, dass die Qualität der öffentlichen 
Güter eine wichtige Determinante bei lokalen Wahlen ist: 
Wenn eine Gemeinde beispielsweise ihren Anteil an kurzfristig 

Abb. 2
Die Verteilung der Qualitätsindikatoren in England
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Quelle: Darstellung des ifo Instituts. � © ifo Institut

Abb. 3
Die lokale Wahlstruktur in England

Quelle: Darstellung des ifo Instituts. � © ifo Institut
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1 � Litschig und Morrison (2012) untersuchen die öffentlichen Budgets von 
bestimmten Stadtteilen in Brasilien vor Wahlen und stellen fest, dass eine 
Erhöhung der Pro-Kopf Ausgaben um 20% die Wahrscheinlichkeit einer 
Wiederwahl des örtlichen Bürgermeisters um zehn Prozentpunkte steigert. 
Gründe dafür sind insbesondere höhere Haushaltseinkommen sowie bessere 
Bildungsabschlüsse in der längeren Frist. Ähnliche Beispiele sind in Veiga 
und Veiga (2007) sowie Sakurai und Menezes-Filho (2008) zu finden: Beide 
Studien dokumentieren eine Verschiebung der Prioritäten der Ausgaben in 
einigen Gemeinden vor den Wahlen hin zu „sichtbaren“ Kategorien, d. h. ins-
besondere Bauarbeiten an Gebäuden und sonstige Baumaßnahmen, etwa 
bei der Infrastruktur. In Gemeinden, in denen diese Maßnahmen ergriffen 
wurden, wurde häufiger der aktuelle Bürgermeister wiedergewählt.

2 � Eine verwandte Methodik in dieser Literatur ist die sogenannte „Efficien-
cy Frontier Analyse“, die einen Zusammenhang herstellt zwischen den 
Inputfaktoren, also insbesondere finanzielle Ausgaben, und Outputfaktoren, 
beispielsweise die Zahl der gebauten Straßen. Teilweise geschieht dies auch 
unter Einbeziehung der Qualität der Straßen, etwa gemessen durch die Zahl 
der Verkehrsunfälle (Kalb 2004 und Fritzsche 2019). Der Ansatz erfordert 
es, die Inputfaktoren zu spezifizieren und, teilweise, auch den genauen 
funktionalen Zusammenhang zwischen Input- und Outputfaktoren. Dieser 
ist jedoch unbekannt und beruht lediglich auf Annahmen, die das Ergebnis 
beeinflussen können.

3 � Jeder Nutzer der Plattform kann eine Beschwerde als „behoben“ eintragen, 
auch die Verwaltung selbst. Wer eine Beschwerde auf dem Portal hochlädt, 
erhält nach vier Wochen eine explizite Anfrage per E-Mail, ob die Beschwerde 
schon adressiert wurde.

4 � Die Darstellung verdeutlicht auch, dass Beschwerden zu dem gleichen 
Problem mehrfach von unterschiedlichen Nutzern auf dem Portal gepostet 
werden könnten. Ein Auto, das die Straße blockiert, könnte eventuell von 
mehreren vorbeigehenden Passanten gemeldet werden. Die genutzten Daten 
werden daher bereinigt, indem alle Beiträge auf dem Portal, die innerhalb 
weniger Tage im Abstand von nur wenigen Metern in der gleichen Beschwer-
de-Kategorie hochgeladen wurden, gelöscht werden. 

5 � Es kann natürlich möglich sein, dass Beschwerden ungerechtfertigt sind oder 
es aus anderen Gründen, etwa Personalausfall, nicht möglich ist, Beschwer-
den zeitnah zu beheben. Sofern dies allerdings keine Gemeinde-spezifischen 
Gründe sind, trifft dies für alle Gemeinden gleichermaßen zu.

6 � Bei größeren Gemeinden wird mehr als ein Repräsentant entsandt. Damit 
soll sichergestellt werden, dass die Relation von Repräsentanten zu Einwoh-
nern in etwa gleich ist über alle Gemeinden hinweg.

7 � Die entsprechenden t-Statistiken sind in eckigen Klammern jeweils hinzu-
gefügt.

8 � An dieser Stelle sollte angemerkt werden, dass die Ergebnisse nicht als 
kausal zu bewerten sind, sondern als bloße Korrelationen zwischen den 
Qualitätsindikatoren und den Wiederwahlwahrscheinlichkeiten.

SCHLUSSBEMERKUNGEN

Informationen von Online-Beschwerdeportalen können als 
nützliche Datenquelle herangezogen werden, wenn sie 
andere Daten, insbesondere auf lokaler Ebene, sinnvoll 
ergänzen. So lässt sich beispielsweise die Qualität der Bereit-
stellung lokaler öffentlicher Güter mit herkömmlichen 
Methoden und Ansätzen nur unzureichend quantifizieren. Das 
Portal FixMyStreet.com aus Großbritannien ist ein gutes 
Beispiel hierfür, wie sich auf Basis der Online-Aktivität lokaler 
Nutzer ein Maß auf geographisch disaggregierter Ebene 
finden lässt, basierend auf den Informationen, wie schnell 
Beschwerden adressiert werden. Es zeigt sich nicht nur, dass 
Gemeinden in dieser Hinsicht ausgesprochen unterschiedliche 
Erfolgsquoten vorweisen, sondern dass diese Performance- 
Maße auch eine wichtige Einflussgröße bei lokalen Wahlen 
sind. Politische Vertreter von Gemeinden mit besseren 
Leistungsindikatoren können auf eine signifikant höhere Wie-
derwahlwahrscheinlichkeit hoffen.
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Tab. 1
Ökonometrische Ergebnisse der Untersuchung

Abhängige Variable: Wahrscheinlichkeit einer Abwahl

Anteil an Beschwerden -0,081 -0,092
Gelöst innerhalb 1 Monats [-3,820] [-4,040]
Anteil der Beschwerden 0,082 0,091
Gelöst nach 12 Monaten/nie [3,520] [3,690]
Jahr-Fixed Effects nein ja nein ja
Bezirks-Fixed Effects nein ja nein ja
Beobachtungen 5 955 5 955 5 955 5 955
Quelle: Berechnungen und Darstellung des ifo Instituts. � © ifo Institut
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Maßstäben sozialer Bedürftigkeit nicht nötig haben. Und dass 
damit das grundlegende Prinzip der Gesetzlichen Rentenver-
sicherung, nämlich die Äquivalenz zwischen gezahlten Beiträ-
gen und Rentenansprüchen, aufgehoben wird, ist nur noch 
ein weiteres Ärgernis – was man aber zumindest dann noch 
hinnehmen könnte, wenn die Grundrente wirklich zielorien-
tiert (mit Blick auf die Verhinderung von Altersarmut) und 
sozial gerecht (mit Blick auf die Bedürftigkeit der Bezieher) 
wäre. Das ist es aber alles nicht, so dass die Grundrentenpläne 
der Regierung wohl tatsächlich als „verfassungswidrig, 
ineffizient und ungerecht“ bezeichnet werden müssen.3

Mit der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung nach SGB XII existiert bereits ein Instrument der Absiche-
rung gegen (existentielle) Armut, mit dem die Rente bedürftiger 
Personen unabhängig von der Höhe des individuellen, durch 
Beitragsleistungen erworbenen Rentenanspruchs auf durch-
schnittlich 820 Euro/Monat (Regelbedarf zuzüglich regional 
unterschiedlicher Kosten für Unterkunft und Heizung) ange-
hoben wird (grüne Linie in Abb. 1). Sinnvoll ist insoweit nur die 
im Gesetzentwurf der Bundesregierung zum GruReG vorgese-
hene Einführung eines Freibetrags in der Grundsicherung in 
Höhe von maximal 216 Euro/Monat. Dieser führt dazu, dass 
sich die Einkommenssituation für bedürftige Rentner gegen-
über dem geltenden System tatsächlich verbessert (schwarze 
Linie in Abb. 1). Da die Grundrente (graue Linie in Abb. 1) 
jedoch immer unter dem Grundsicherungsniveau verbleibt, 
ist sie überflüssig. Anders ist es nur, wenn ein bestehender 
Anspruch auf Grundsicherung von den Berechtigten nicht 
wahrgenommen würde; dann aber gäbe es bessere Möglich-
keiten als die Einführung eines insgesamt wenig zielgenauen 
und zudem teuren Instruments.

Die im Entwurf des GruReG vorgesehene Freibetragsre-
gelung löst jedoch nicht das Problem, dass die Ausgestaltung 

Wenn nichts mehr schief geht, kommt die Grundrente zum 
1. Januar 2021: Vorgesehen ist die Einführung eines Zuschlags 
für langjährig Versicherte (wenigstens 33 Beitragsjahre in der 
Gesetzlichen Rentenversicherung) mit niedrigen Renten
anwartschaften; allerdings nur dann, wenn zusammen mit 
etwaigen weiteren Einkommen bestimmte Grenzwerte nicht 
überschritten werden. Darüber hinaus sieht der Gesetzent-
wurf der Bundesregierung zum Grundrentengesetz (GruReG) 
Leistungsverbesserungen aber auch bei der Grundsicherung 
im Alter vor, die für bedürftige Personen (nach Definition des 
SGB  XII) das soziokulturelle Existenzminimum sichern soll. 
Letzteres wird häufig übersehen, ist aber für die betroffenen 
Personengruppen weitaus bedeutsamer als die Grundrente 
an sich. Die Kosten der Grundrente werden von der Bundes
regierung auf 1,4 Mrd. Euro im Einführungsjahr taxiert; dies 
entspricht einem monatlichen Zahlbetrag pro Grundrenten-
empfänger von 83 Euro. Schon hieran wird klar, dass die von 
vielen Rentnerinnen und Rentnern erhofften Einkommens-
verbesserungen wohl kaum eintreten werden.

Tatsächlich ist aber nichts am jetzt vereinbarten Grund-
rentenkompromiss der Großen Koalition wirklich gut.2 Gegen 
Altersarmut hilft sie nicht, denn wichtige Ursachen niedriger 
Renteneinkünfte (geringe Beitragszeiten in der Gesetzlichen 
Rentenversicherung, lange Zeiten der Arbeitslosigkeit wie 
auch Zeiten der Beschäftigung in einem Minijob) bleiben bei 
der Ermittlung des Anspruchs auf Grundrente unberücksich-
tigt. Wer wirklich bedürftig ist, also Anspruch auf Grundsiche-
rung im Alter hat, erhält zwar Grundrente, doch diese wird im 
Gegenzug mit den jeweiligen Grundsicherungsleistungen ver-
rechnet, so dass sich am Gesamteinkommen nichts ändert. 
Gleichzeitig ist die vorgesehene Einkommensprüfung so 
lasch, dass auch hohe anderweitige Einkommen (zum Beispiel 
aus Vermietung oder einer Hinterbliebenenrente) bzw. eine 
Absicherung über den Ehepartner den Bezug von Grundrente 
in vielen Fällen nicht einschränken dürfte. Von der Grundrente 
profitieren insoweit nur Personen, die sie nach gängigen 

Joachim Ragnitz*

Grundrentenpläne der Bundesregierung:  
Es gibt bessere Lösungen1

Wenn nichts mehr schief geht, kommt die Grundrente zum 1. Januar 2021. Tatsächlich ist aber nichts am 
jetzt vereinbarten Grundrentenkompromiss der Großen Koalition wirklich gut. Gegen Altersarmut hilft 
sie nicht, denn wichtige Ursachen niedriger Renteneinkünfte bleiben unberücksichtigt. Wer wirklich 
bedürftig ist, erhält zwar Grundrente, am Gesamteinkommen ändert dies aber nichts, da diese mit den 
Grundsicherungsleistungen verrechnet wird. Gleichzeitig ist die vorgesehene Einkommensprüfung so 
lasch, dass viele Rentner mit hohen anderweitigen Einkommen profitieren würden. Das grundlegende 
Prinzip der Gesetzlichen Rentenversicherung – die Äquivalenz zwischen gezahlten Beiträgen und Renten­
ansprüchen – wird aufgehoben. Diese Mängel könnte man in Kauf nehmen, wenn die Grundrente wirklich 
zielorientiert (Verhinderung von Altersarmut) und sozial gerecht (Bedürftigkeit der Bezieher) wäre. Das 
ist sie aber nicht, so dass die Grundrentenpläne der Regierung wohl tatsächlich als „verfassungswidrig, 
ineffizient und ungerecht“ zu bezeichnen sind.

* � Prof. Joachim Ragnitz ist stellvertretender Geschäftsführer der Niederlassung 
Dresden des ifo Instituts – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung an der 
Universität München e. V.
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Höhe nicht zu begrenzen, sondern ihn variabel auszugestalten. 
Denkbar wäre beispielsweise, in Analogie zu den Hinzuver-
dienstgrenzen beim ALG  II zusätzlich erworbene Renten-
ansprüche nur zu einem Teil auf die Grundsicherung 
anzurechnen. Ein solches Modell ist in Abbildung 2 darge-
stellt, wobei hier beispielhaft ein Freibetrag von 18%4 der 
eigenen Renteneinkünfte unterstellt wurde. Es ist erkennbar, 

der Grundsicherung vielfach als „unfair“ angesehen wird, weil 
höhere Beitragsleistungen in der Erwerbsphase nicht zu 
höheren Alterseinkünften führen. Die „Transferentzugsrate“ 
beträgt nämlich wegen der Deckelung des Freibetrags bei 
maximal 216 Euro für viele Empfänger von Grundsicherung im 
Alter auch im reformierten System weiterhin 100%. Dies 
spricht dafür, den Freibetrag in der Grundsicherung in seiner 

Abb. 1
Grundrente und Grundsicherung in Abhängigkeit von der Zahl der durchschnittlichen Entgeltpunkte (alleinstehend, 35 Beitragsjahre)
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Quelle: Berechnungen des ifo Instituts auf Basis des Entwurfs GruReG 2020.� © ifo Institut

Abb. 2
Grundsicherung nach GruReG und bei Freibetrag von 18% (alleinstehend, 35 Beitragsjahre)
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1 � Bei dem vorliegenden Beitrag handelt es sich um eine überarbeitete Version 
eines Aufsatzes für die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft, die online un-
ter https://www.insm-oekonomenblog.de/24809-grundrentenplaene-der-re-
gierung-es-gibt-bessere-loesungen/ veröffentlicht wurde.

2 � Zu einer detaillierten Analyse vgl. Ragnitz (2020).

3 � So das Fazit von Ruland (2019a, b).

4 � Dieser Wert wurde gewählt, weil dann im Maximum genau die gleiche 
Höhe des Freibetrags wie im Vorschlag des GruReG erreicht wird. Will man 
auch Empfänger mit weniger als 33 Jahren Beitragszeit in der Gesetzlichen 
Rentenversicherung einbeziehen, wird man den Anrechnungssatz schon aus 
fiskalischen Gründen eher niedriger setzen müssen.

5 � In dem hier gewählten Beispiel (Freibetrag 0,18%) würden alle Rentner 
grundsicherungsberechtigt, die (unabhängig von der individuellen Beitrags-
zeit) weniger als 35,1 Entgeltpunkte aufweisen; aktuell liegt diese Schwelle 
bei 27,8 Entgeltpunkten. 

dass grundsicherungsberechtigte Rentner gegenüber dem 
status quo in jedem Fall bessergestellt werden; gleichzeitig 
werden höhere Beitragsleistungen während der Erwerb-
sphase auch durch höhere Grundsicherungsansprüche be-
lohnt. Weiterhin sollte die Mindestversicherungszeit von 
33  Jahren für die Inanspruchnahme des Freibetrags in der 
Grundsicherung entfallen, damit auch Personen mit kürzerer 
Beitragsdauer bei Bedürftigkeit hiervon profitieren können. 
Allerdings würden bei solch einer Lösung – je nach Ausgestal-
tung – nicht nur das Niveau der Grundsicherung höher ausfal-
len, sondern auch deutlich mehr Personen potenziell Grund-
sicherungsleistungen5 empfangen als derzeit. Eine Umsetzung 
dieses Vorschlags wäre insoweit nicht unbedingt billiger als 
die aktuellen Pläne der Bundesregierung – aber auf jeden Fall 
in sich konsistenter.
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Das ifo Geschäftsklima Ostdeutschland basiert auf ca. 1 700 monatlichen Meldungen von Unternehmen, 
von denen ca. 500 aus Sachsen stammen. Die Befragungsteilnehmer kommen aus dem Verarbeitenden 
Gewerbe, dem Dienstleistungssektor, dem Handel und dem Bauhauptgewerbe. Die Unternehmer werden 
gebeten, ihre gegenwärtige Geschäftslage zu beurteilen und ihre Erwartungen für die nächsten sechs 
Monate mitzuteilen.

Niels Gillmann und Jannik A. Nauerth *

ifo Konjunkturumfragen Ostdeutschland 
und Sachsen

* � Niels Gillmann und Jannik A. Nauerth sind Doktoranden an der Nieder
lassung Dresden des ifo Instituts – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung 
an der Universität München e. V.

Abb. 1
ifo Geschäftsklima Ostdeutschland und Sachsen (2015 = 100, saisonbereinigt)
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Quelle: ifo Konjunkturumfragen, März 2020. � © ifo Institut
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Abb. 2
ifo Geschäftsklima nach Wirtschaftsbereichen  (Salden, saisonbereinigt und geglättet)
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Quelle: ifo Konjunkturumfragen, März 2020. � © ifo Institut

Abb. 3
ifo Beschäftigungserwartungen  (Salden, saisonbereinigt und geglättet)
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Quelle: ifo Konjunkturumfragen, März 2020.� © ifo Institut

Abb. 4
Ausgewählte Indikatoren aus dem ifo Konjunkturtest für Ostdeutschland und Sachsen 
Saisonbereinigt (außer Handelsumsätze) und geglättet
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ifo Veranstaltungen

Aufgrund der Corona-Krise sind vorerst alle Veranstaltungen 
des ifo Instituts München und der ifo Niederlassung Dresden 
abgesagt bzw. verschoben. Für die Monate März bis Mai 2020 
betrifft dies bei ifo Dresden den Dresdner Vortrag zur Wirt-
schaftspolitik von Dr. Lukas Mergele zum Thema „Die Priva-
tisierungen der Treuhandanstalt: neues Wissen aus alten 
Daten“ (ursprünglich geplant für den 26. März 2020), den 14th 
ifo Dresden Workshop on Macroeconomics and Business 

Cycle Research (geplant für den 27./28. März 2020) sowie den 
10th ifo Dresden Workshop on Labor Economics and Social 
Policy (geplant für den 7./8. Mai 2020).

Wann die Veranstaltungen nachgeholt werden, finden Sie zu 
einem späteren Zeitpunkt auf der Homepage von ifo Dresden 
(www.ifo-dresden.de) unter der Rubrik Veranstaltungen.

Dorn, Florian, Gäbler, Stefanie und Felix Rösel (2020), „Ineffec-
tive fiscal rules? The effect of public sector accounting stand-
ards on budgets, efficiency, and accountability“, Public 
Choice, im Erscheinen.

Farzanegan, Mohammad und Marcel Thum (2020), „Does Oil 
Rents Dependency Reduce the Quality of Education?“, Empir-
ical Economics 58, S. 1 863-1 911.

Heisig, Katharina und Larissa Zierow (2020), The baby year 
parental leave reform in the GDR and its impact on children’s 
long-term life satisfaction, DIAL. Paper.

Knabe, Andreas, Schöb, Ronnie und Marcel Thum (2020), „Pro-
gnosen und empirische Befunde: Wie groß ist die Kluft beim 
Mindestlohn wirklich?“, Perspektiven der Wirtschaftspolitik, 
im Druck.

ifo Veröffentlichungen

Konrad, Kai und Marcel Thum (2020), „The Better Route to 
Global Tax Coordination: Gradualism or Multilateralism?“, 
Canadian Journal of Economics, im Erscheinen.

Ochsner, Christian und Felix Rösel (2020), „Migrating extrem-
ists“, The Economic Journal, im Erscheinen.

Potrafke, Niklas und Felix Rösel (2020), „The urban-rural gap 
in healthcare infrastructure: Does government ideology mat-
ter?“, Regional Studies, 54 (3), S. 340-351.

Ragnitz, Joachim (2020), „Wertschöpfungsstrukturen in Sach-
sen“, in: Kiess, Johannes (Hrsg.): Sachsen in Arbeit – Trends 
und Analysen der sächsischen Arbeitswelt, edition überland, 
Leipzig, S. 24-34.

ifo Vorträge

Rösel, Felix, „Taxation under Direct Democracy“, Vortrag 
bei der 4th International Conference on the Political Economy 
of Democracy and Dictatorship, 28. Februar 2020, Münster.

Rösel, Felix, „Weniger Einwohner*innen als zur Kaiserzeit: 
Welche Zukunft hat der ländliche Raum im Osten?“, Vortrag 
beim Kongress #Landleben der Landtagsfraktion Bündnis 90/
Die Grünen in Sachsen-Anhalt, 29. Februar 2020, Magdeburg.



Hinweis für externe Autor*innen
Die Redaktion von „ifo Dresden berichtet“ möchte an dieser Stelle darauf hinweisen, dass  
es auch für externe Autor*innen die Möglichkeit gibt, in unserer Zeitschrift zu publizieren.  
Wir möchten ausdrücklich dazu ermuntern, neue wissenschaftliche Befunde in unserem 
Medium zu veröffentlichen. Vorzugsweise sollte es sich um Beiträge handeln, die sich mit  
regionalökonomischen Themen mit Ostdeutschlandbezug befassen.
Mögliche Beiträge können jederzeit per E-Mail an die Niederlassung Dresden unter  
dresden@ifo.de eingereicht werden. Die eingereichten Aufsätze durchlaufen ein Auswahl
verfahren durch die Redaktion der Zeitschrift „ifo Dresden berichtet“.

Formale Anforderungen:

Der Leser*innenkreis der Zeitschrift „ifo Dresden berichtet“ umfasst neben Akademiker*innen 
vor allem Entscheider*innen aus Unternehmen, Behörden, Politik und Presse in Ostdeutsch-
land. Sie sind an Ergebnissen interessiert und weniger an der methodischen Vorgehensweise. 
Daher sollte der Schwerpunkt des Textes ergebnisorientiert sein. Die Datengewinnung  
und methodische Vorgehensweisen dürfen kurz abgehandelt werden. Der Text sollte auch  
für interessierte Laien verständlich sein.

Es sollte auf ein ausgewogenes Verhältnis von Text und Abbildungen geachtet werden.  
Gibt es zu viele Abbildungen für zu wenig Text, rutschen Abbildungen mehrere Seiten nach  
hinten und der Aufsatz wird sehr schwer lesbar.

•	 Textlänge zwischen 5 und 10 Seiten
•	 Text als Word-Datei (Fließtext einspaltig)
•	 Abbildungen und Tabellen als Excel-Dateien (mit zugrundeliegenden Daten)
•	 Grafiken als pdf- oder jpg-Dateien in möglichst hoher Auflösung
•	 Das Heft erscheint in den Farben Schwarz/Grün (bitte beim Einfärben der Abbildungen  

und Grafiken beachten)

Die Autor*innen werden immer ausschließlich nach dem Alphabet sortiert, nicht nach „Rang“  
der Autoren oder Anteil der Mitarbeit am Text.

Für jede ifo Publikation bitten wir um die Anfertigung eines Abstracts, dies meint eine kurze 
inhaltliche Zusammenfassung von maximal 12 Zeilen Umfang.

Da die Beiträge nicht sehr lang sind, sollten die Überschriften möglichst nicht nummeriert  
werden (nur gleichrangige Teilüberschriften, nicht zu viele Stufungen verwenden). 




